213 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe 4. 


Nr. 32 Ausgegeben Danzig, den 17. September f 1925 


Juhalt. Geſetz zur Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1969 (Reichsgeſetzbl. S. 661) und 
14. Juni 1912 (Reichsgeſetzbl. S. 378) in der Faſſung vom 13. Oktober 1924 (Geſetzbl. S. 461) (S. 213) — Geſetz über 
die endgültige Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer für das Jahr 1924 und über die weitere Erhebung von Körperſchafts⸗ 
ſteuer⸗-Vorauszahlungen im Jahre 1925 (S. 213) — Geſetz über die endgültige Veranlagung zur Einkommenſteuer für 
das Jahr 1924 und über die weitere Erhebung von Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925 (S. 216). — Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung der Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes vom 11. September 1925 über den Steuerabzug 
vom Arbeitslohn (S. 230). — Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Aenderung der Berechnung der Renten 
aus der Invalidenverſicherung (S. 231). 


69 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird. 
Geſetz 


ee : 3 15. Juli 1909 (Reichsgeſetzbl. tzbl. S. 661) 
— 9 * 9 . 2 > + + 
zur Abänderung des Brauntweinſteuergeſetzes vom 14. Juni 1912 (Reichsgeſetzbl. tzbl. S. 378) in der 
Faſſung vom 13. Oktober 1924 (Geſetzbl. S. 461). Vom 8. 9. 19251925. 
Einziger Artikel. 
Der $ 110 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Eſſigſäure, die im Inlande in anderer Weiſe als durch Gärung gewonnen iſt, ſowie 
Eſſigſäure dieſer Art, die aus dem Auslande eingeht, unterliegt einer in die Staatskaſſe fließenden 
Verbrauchsabgabe, die 1,50 G für das Kilogramm waſſerfreier Säure beträgt. 
Danzig, den 8. September 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


70 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: 5 ü 
Geſetz 


über die endgültige Veranlagung zur Körperſchaftsſtener für das Jahr 1924 und über die weitere 
Erhebung von Körperſchaftsſtener⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925. Vom 8. 9. 1925. 


8 1. 
(1) Steuerpflichtig nach dieſem Geſetze find folgende Körperſchaften: 8 
J. alle rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen Perſonenvereinigungen mit wirtſchaftlichem Geſchäfts— 
betrieb, deren Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ihre Mitglieder iſt 
(Erwerbsgeſellſchaften), ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar nach dieſem Geſetze oder nach 
dem Einkommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt, insbeſondere 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 9. 1925). 
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II. juriſtiſche Perſonen des bürgerlichen Rechts, Anſtalten und andere Zweckvermögen, die keine 
Erwerbsgeſellſchaften im Sinne der Ziffer 1 ſind, ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar 
nach dieſem Geſetz oder nach dem Einkommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen 
ſteuerbar iſt und den Betrag von 1000 Gulden im Jahre überſteigt. 

(2) Die Steuerpflicht beſteht, ſolange die Körperſchaft im Inland einen Sitz hat oder eine 
Betriebsſtätte unterhält. Als Betriebsſtätten im Sinne dieſes Geſetzes gelten: die Hauptanſtalt, Zweig⸗ 
niederlaſſungen, Fabrikationsſtätten, Ein- und Verkaufsſtellen, Niederlagen, Kontore und ſonſtige zur 
Ausübung des Gewerbes durch den Unternehmer ſelbſt, deſſen Geſchäftsteilhaber, Prokuriſten oder andere 
ſtändige Vertreter und Angeſtellte unterhaltene Geſchäftseindichtungen. 

(3) Der Steuer unterliegt bei ſolchen Steuerpflichtigen, deren Sitz oder Ort der Leitung im 
Inland liegt, das geſamte inländiſche und ausländiſche Einkommen. Liegt der Sitz und der Ort der 
Leitung im Ausland, ſo beſchränkt ſich die Steuerpflicht auf das Einkommen aus inländiſchem Grundbeſitz 
und aus einem Gewerbebetrieb, für den im Inland eine Betriebsſtätte unterhalten wird. 

§ 2. 
(1) Von der Körperſchaftsſteuer ſind befreit: 

a) die Bank von Danzig. 

b) die inländiſchen öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienenden Sparkaſſen, wenn ſie ſich 

auf die Pflege des eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken. 

c) inländiſche Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die einem Reviſionsverbande angehören, 

wenn der Geſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt. 

d) inländiſche Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, wenn ſie nur Mitglieder verſichern. 


e) Steuerpflichtige der im § 1 Ziffer II bezeichneten Art, die nach der Satzung, Stiftung oder 


ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken des 
Inlandes dienen. 
Ob dieſe Vorausſetzungen gegeben ſind, entſcheidet in Zweifelsfällen der Senat. 

1) Steuerpflichtige, die, ohne eigene induſtrielle oder gewerbliche Tätigkeit auszuüben, lediglich 
Aktien oder andere Anteile an anderen inländiſchen oder ausländiſchen Erwerbsgeſellſchaften 
beſitzen und deren Geſchäftstätigkeit ſich auf die Kontrolle und Verwaltung ihnen nachgeordneter 
oder mit und in ihnen zuſammengeſchloſſener Geſellſchaften der genannten Art beſchränkt 
(Beteiligungsgeſellſchaften). 

g) Körperſchaften und Vermögensmaſſen, ſoweit ihnen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit nach 
allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder ſoweit ihnen nach beſonderen, mit anderen 
Staaten getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen 
Steuern zuſteht. Vorſtehende Vorſchrift findet keine Anwendung hinſichtlich der in § 1 
Abſatz 2 Satz 2 aufgeführten Einkommensarten. 

Ob dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, entſcheidet der Senat. 
(2) Der Senat wird ermächtigt, auf Antrag weitere Befreiungen von der Körperſchaf tsſteuerpflicht 
zu gewähren. < 
Steuerbares Einkommen. i 
Ermittelung des ſteuerbaren Einkommens. 
8 8. 

Soweit in dieſem Geſetz nichts anderes vorgeſchrieben iſt, finden die Vorſchriften des Einkommen⸗ 

ſteuergeſetzes über ſteuerbares Einkommen und Ermittelung des ſteuerbaren Einkommens ſinngemäß 


Anwendung. 8 4 \ 


Als ſteuerbares Einkommen gelten außer den im § 10 des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten 
Einkünften ferner nicht: 
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1. bei Verſicherungsgeſellſchaften die zu Rücklagen für Leiſtungen aus der Verſicherung exforder- 
lichen Beträge, : 

2. die auf Grund der Jahresabſchlüſſe an Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrats, an 
Angeſtellte und Arbeiter als Entſchädigung oder Belohnung für ihre Tätigkeit gewährten 
Vergütungen jeder Art, f 

3. bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Teil des Gewinnes, der an perſönlich haftende 
Geſellſchafter auf ihre nicht auf das Stammkapital gemachten Einlagen als Vergütung 
Tantieme) verteilt wird, 

4. bei Steuerpflichtigen, die nachweislich ſeit Beginn des der Veranlagung zugrunde gelegten 
Geſchäftsjahres mindeſtens ein Fünftel der geſamten Aktien, Kuxe, Anteile und Genußſcheine 

einer anderen inländiſchen Erwerbsgeſellſchaft beſitzen, die hierauf entfallenden Gewinnanteile 
jeder Art, 

„Beiträge der Mitglieder von Perſonenvereinigungen, ſowie geſellſchaftliche und genoſſen⸗ 

ſchaftliche Einlagen. 


8 5. 

(i) Von dem Geſamtbetrag der Einkünfte find außer den im § 11 des Einkommenſteuergeſetzes 
genannten Beträgen abzuziehen Zuwendungen an Unterſtützungs⸗ und Penſionskaſſen des Betriebs, wenn 
die dauernde Verwendung für die Zwecke der Kaſſen geſichert iſt. 

(2) Nicht abgezogen werden darf die auf das der Veranlagung zugrunde liegende Geſchäftsjahr 
entfallende Körperſchaftsſteuer. 

§ 6. 

(1) Im Falle der Auflöſung einer Erwerbsgeſellſchaft ift dem letzten Betriebsergebnis der Betrag 
zuzurechnen, um den das zur Verteilung kommende Vermögen das Grund- oder Stammkapital oder die 
Summe der Einlagen überſteigt, ſoweit nicht von dieſem Betrage ſchon Körperſchafts⸗ oder Einkommen⸗ 
ſteuer erhoben iſt oder er nicht aus ſteuerfreien Vermögenszugängen ſtammt. Dies gilt entſprechend in 
dem Falle, daß das Vermögen einer Erwerbsgeſellſchaft ohne Auseinanderſetzung auf einen anderen 
übergeht, von dem das Grund- oder Stammkapital oder die Einlagen überſteigenden Wert der Gegenleiſtung. 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes 1 Satz 2 findet keine Anwendung, wenn das Vermögen einer 
Erwerbsgeſellſchaft als Ganzes mit oder ohne Auseinanderſetzung auf eine inländiſche andere Erwerbs— 
geſellſchaft übertragen wird. 

8 7. 

Wird der Sitz und der Ort der Leitung einer Erwerbsgeſellſchaft ins Ausland verlegt, ſo findet 
8 6 Abſatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß der Teil des Vermögenszuwachſes nicht hinzugerechnet 
wird, der dem Verhältnis des im Inland verbliebenen Grund- und Betriebsvermögens zu dem geſamten 
Vermögen der Geſellſchaft entſpricht. An die Stelle des zur Verteilung kommenden Vermögens tritt 
der gemeine Wert des vorhandenen Vermögens. 


Höhe der Steuer. 
§ 8. 
Für die Berechnung der Steuer wird das ſteuerpflichtige Einkommen auf volle 100 Gulden nach 
unten abgerundet. 
8 9. 
(1) Die Steuer beträgt für die Steuerpflichtigen nach §S 1 Ziffer I 12½ v. H., für die Steuer⸗ 
pflichtigen nach § 1 Ziffer II 10 v. H. des ſteuerpflichtigen Einkommens. 
(2) Bei Erwerbsgeſellſchaften, welche Gewinnanteile irgendwelcher Art an ihre Geſellſchafter aus— 
ſchüttten, erhöht ſich die nach Abſatz 1 zu zahlende Steuer um 
1 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 8 v. H., aber nicht 
mehr als 10 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals beträgt, 
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2 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 10 v. H., aber nicht 3 
mehr als 12 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals beträgt, 
3 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 12 v. H., aber nicht 
mehr als 15 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals beträgt, 
4 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 15 v. H., aber nicht 
mehr als 20 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals beträgt, 
5 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 20 v. H. des ein⸗ 
gezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals hinausgeht. 
Durchführung der Veranlagung. 
Eutrichtung der endgültigen Steuerſchuld. 
Leiſtung von Vorauszahlungen. 
Steneranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
§ 10. 
Soweit in dieſem Geſetz nichts anderes 1 0 iſt, finden die Vorſchriften des Einkommen⸗ 


err 


ſteuergeſetzes über Durchführung der Veranlagung, Entrichtung der endgültigen Steuerſchuld, Leiſtung von 
Vorauszahlungen und Steueranteile der Gemeinden ſinngemäß Anwendung. ; 
8 11. 4 
Steuerpflichtige, die im Kalenderjahre 1924 neu in die Steuerpflicht eingetreten ſind, und deren 
erſtes Geſchäftsjahr bis zum Schluſſe des Kalenderjahres 1924 nicht abgelaufen iſt, haben als endgültige 3 
Körperſchaftsſteuer für 1924 den gleichen Betrag zu zahlen, der von ihnen während des Beſtehens ihrer 
Steuerpflicht als Gewerbeſteuer für 1924 zu entrichten war. = 
8 12. 1 
Wenn die Steuerpflicht neu entſteht oder erliſcht, ſo hat der Steuerpflichtige von der eingetretenen 1 
Veränderung dem Steueramt nach näherer Anordnung des Steueramtes alsbald Anzeige zu machen. 5 
= Straf⸗ und Schluß vorſchriften. = 
§ 13. 5 
Die Hinterziehung der Körperſchaftssteuer wird ur einer Geldſtrafe vom einfachen bis zum 
zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis 
erkannt werden. N 3 
§ 14. 3 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1925 in Kraft. 2 

815. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſein Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 8. September 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


71 Volkstag und Senat haben Pe Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: 
Geſe tz 


über die endgültige Veranlagung zur Einkommenſteuer für das Jahr 1924 und über die weitere 
Erhebung von Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925. Vom 11. 9. 1925. 

9 1. = a 

Die Feſtſetzung der endgültigen Einkommenſteuerſchuld für das Jahr 1924 und der weiteren 
Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925 richtet ſich nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 2 
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Steuerpflicht. 


§ 2. 


Steuerpflichtig ſind mit ihrem geſamten inländiſchen und ausländiſchen Einkommen: 

1. ſämtliche natürlichen Perſonen, ſolange ſie im Gebiet der Freien Stadt Danzig einen Wohnſitz 
oder des Erwerbes wegen oder länger als 6 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Wird die Steuerpflicht durch einen Aufenthalt von mehr als 6 Monaten begründet, ſo 
erſtreckt fie ſich auch auf die erſten 6 Monate. Als Aufenthalt des Erwerbes wegen gilt 
jeder Aufenthalt, es ſei denn, daß aus den Umſtänden des Einzelfalles das Gegenteil hervorgeht. 

2. Sämtliche Beamten der Freien Stadt Danzig, ſolange ſie ihren dienſtlichen Wohnſitz im 
Ausland haben, und die in ihren Dienſten ſtehenden Danziger Staatsangehörigen für die 
Dauer des Dienſtverhältniſſes. 


S 


Soweit nicht ſchon die Steuerpflicht nach § 2 begründet ift, find ohne Rückſicht auf Staats⸗ 
angehörigkeit, Wohnſitz oder Aufenthalt alle natürlichen Perſonen ſteuerpflichtig mit ihrem Einkommen 
aus inländiſchem Grundbeſitz, aus inländiſchem Gewerbebetrieb, aus einer im Inland ausgeübten Er⸗ 
werbstätigkeit oder mit ſolchen regelmäßig wiederkehrenden Bezügen oder Unterſtützungen, die aus ins 
ländiſchen öffentlichen Kaſſen mit Rückſicht auf eine gegenwärtige oder frühere Dienſtleiſtung oder 
Berufstätigkeit gewährt werden. 

Steuerbefreiungen. 


8 4. 

(1) Von der Einkommenſteuer find Perſonen befreit, denen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder denen nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen 
Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 

(2) Abſatz 1 findet keine Anwendung hinſichtlich der im 8 3 aufgeführten Einkommensarten. 


Steuerbares Einkommen. 
8 5. 

(1) Soweit in dieſem Geſetz nichts anderes vorgeſchrieben iſt ($ 10), unterliegt der Steuer der 
Geſamtbetrag der in Geld oder Geldeswert beſtehenden Einkünfte nach Abzug der in § 11 genannten 
Beträge (ſteuerbares Einkommen). 

(2) Zum ſteuerbaren Einkommen gehören Einkünfte aus Grundbeſitz, aus Gewerbebetrieb, aus 
Kapitalvermögen und aus Arbeit ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um einmalige oder wiederkehrende 
Einkünfte handelt oder aus welchem rechtlichen oder tatſächlichen Grunde ſie dem Steuerpflichtigen 


ugefloffen ſind. 
zugef ſen f 99 


Zum Einkommen aus Grundbeſitz gehören insbeſondere: 


1. die Einkünfte aus Miete und Pacht für vermietete oder verpachtete Grundſtücke und Gebäude 


oder Gebäudeteile; 

2. der Wert der Nutzung einer Wohnung im eigenen Haufe oder einer dem Steuerpflichtigen 
ganz oder zum Teil unentgeltlich überlaſſenen Wohnung einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen 
Räume, Gärten und Parkanlagen; 

3. Einkünfte aus dem Betriebe der Land⸗ und Forſtwirtſchaft und aus der ſonſtigen Bewirk⸗ 
ſchaftung von Grundſtücken; 

4. Einnahmen aus Grundrechten und Gefällen und aus ſolchen Berechtigungen, auf welche die 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden. 


es 


st 
Ey 
ed 


Zum 
Il; 


2. 
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87. 
Einkommen aus Gewerbebetrieb gehören insbeſondere: 
Einnahmen aus gewerblichen Unternehmungen; 
bei perſönlich haftenden Geſellſchaftern einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien die Tantiemen 
und Vergütungen ſowie die Gewinnanteile dieſer Geſellſchafter, welche auf ihre nicht auf das 
Grundkapital gemachten Einlagen entfallen; 


bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer 


anderen Erwerbsgeſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Betriebes anzuſehen iſt, ihr Anteil am Geſchäftsgewinn zuzüglich etwaiger beſonderer Vergütungen, 
die der Geſellſchafter für Mühewaltungen im Intereſſe der Geſellſchaft für deren Rechnung 
bezogen hat. 

§ 8. 


(1) Zum Einkommen aus Kapitalvermögen gehören insbeſondere: 


15 


10. 


Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, 
Genußſcheine ſowie auf Anteile an Genoſſenſchaften und an Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung; rühren die vorbezeichneten Einkünfte von einer Erwerbsgeſellſchaft her, die in der 
Freien Stadt Danzig unbeſchränkt körperſchaftsſteuerpflichtig iſt, ſo gehören zum ſteuerbaren 
Einkommen 
a) falls die Bezüge aus einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
fließen, 70% der empfangenen Beträge, - 
b) falls die Bezüge aus einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung fließen, 50% der 
empfangenen Beträge; 


„Einkünfte aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter; 
Zinſen von Anleihen, die in öffentlichen Schuldbüchern eingetragen oder über die Teilſchuld⸗ 


verſchreibungen ausgegeben ſind; 


„Zinſen aus Kapitalforderungen jeder Art einſchließlich der Zinſen aus Einlagen und Guthaben 


bei Sparkaſſen, Banken und anderen Kreditanſtalten; 


Zinſen von Hypotheken und Grundſchulden, Renten von Rentenſchulden. 


Bei Tilgungshypotheken und Tilgungsgrundſchulden gilt nur der Teil der Zahlungen 
als Einkommen, der auf den jeweiligen Kapitalreſt als Zins entrichtet wird; 


. vererbliche Rentenbezüge; 
. Disfontbeträge von Wechſeln und Anweiſungen einſchließlich der Schatzwechſel, ſoweit es ſich 


um Kapitalanlagen handelt; 


Leibrenten, Leibgedinge, Zeitrenten und andere unvererbliche Renten; : 
„Zuſchüſſe und fonftige Vorteile, einerlei ob fie auf einem Rechtsanſpruch oder ohne Beſtehen 


eines ſolchen auf freiwilligen Zuwendungen beruhen. Iſt die Zuwendung freiwillig oder zur 
Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht erfolgt, ſo hat der Empfänger die Einnahme 
nicht zu verſteuern, wenn der Geber zu den nach 8 2 ſteuerpflichtigen Perſonen gehört; 

Gewinne aus einzelnen Veräußerungsgeſchäften, jedoch nur, ſofern der Erwerb des veräußerten 
Gegenſtandes zum Zwecke gewinnbringender Wiederveräußerung erfolgt (Spekulationsgewinn), 
und ſoweit die Veräußerungsgeſchäfte nicht zum Gewerbebetriebe des Steuerpflichtigen gehören. 


(2) Als Erträge aus Kapitalanlagen im Sinne des Abſatzes 1 gelten auch beſonders Entgelte 
oder Vorteile, die neben Kapitalerträgen der im Abſatz 1 genannten Art oder an deren Stelle 
gewährt werden. ö 


(3) Soweit Kapitalerträge der in Abſatz 1 und 2 bezeichneten Art in einem land- oder ſorſt⸗ 


wirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebe anfallen, gelten ſie als Einkommen aus dem Betriebe der 
Laud⸗ oder Forſtwirtſchaft oder aus Gewerbebetrieb. 
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Zum Einkommen aus Arbeit gehören: 
1. Gehälter, Beſoldungen, Löhne, Tantiemen, Gratifikationen oder unter ſonſtiger Benennung 
gewährte Bezüge und geldwerte Vorteile der in öffentlichem oder in privatem Dienſte an⸗ 
geſtellten oder beſchäftigten Perſonen (Arbeitslohn); 
der Erwerb aus wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher, ſchriftſtelleriſcher, unterrichtender oder erziehender 
Tätigkeit, aus der Berufstätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte, Architekten, Ingenieure und der 
Ausübung anderer freier Berufe; 
3. Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen⸗ und Waiſenpenſionen und andere Bezüge oder geldwerte 
Vorteile für frühere Dienſtleiſtung oder Berufstätigkeit; 5 

4. die Einnahmen aus einmaliger oder dauernder Tätigkeit jeder Art, insbeſondere Vergütungen 
für Vermögensverwaltungen und für Vollſtreckung von Teſtamenten, ſowie Tantiemen und 
andere Vergütungen, welche den Mitgliedern der Verwaltung und des Aufſichtsrats von 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Genoſſenſchaften und ſonſtiger Perſonenvereinigungen gewährt werden, bei denen der Steuer⸗ 
pflichtige nicht als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen it. 

8 10. 

Zum fteuerbaren Einkommen gehören nicht: 

1. einmalige Vermögensanfälle, insbeſondere aus Erbſchaften, Schenkungen, Lebens-, Unfall- und 
ſonſtigen Kapitalverſicherungen, Kapitalabfindungen, die auf Grund der Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuches als Schadenerſatz geleiſtet werden, ſowie Kapitalabfindungen auf 
Grund der Sozialverſicherung, der Militärverſorgung und des Beamtenpenſionsgeſetzes; 

die aus der Krankenverſicherung dem Verſicherten zuſtehenden Leiſtungen; 

Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die als Unter⸗ 
ſtützung wegen Hilfsbedürftigkeit oder als Unterſtützung für Zwecke der Erziehung oder Aus⸗ 
bildung, der Wiſſenſchaft oder Kunſt bewilligt ſind; 

4. die aus öffentlichen Kaſſen gewährten Aufwandsentſchädigungen, Tagegelder und Reiſekoſten. 
Zu den Aufwandsentſchädigungen gehört auch der nach ausdrücklicher Anordnung zur Be⸗ 
ſtreitung des Dienſtaufwandes beſtimmte Teil des Gehalts oder einer etwaigen Zulage. 

Sa 
() Vom Geſamtbetrage des Einkommens ſind, ſoweit in dieſem Geſetz nichts anderes vor⸗ 
geſchrieben iſt, in Abzug zu bringen: : 

1. die zu feiner Erwerbung, Sicherung und Erhaltung gemachten Aufwendungen (Werbungs⸗ 
koſten). Zu den Werbungskoſten gehören auch: 

a) Ertragſteuern ſowie ſolche öffentlichen Abgaben und Beiträge zur Verſicherung von 
Gegenſtänden, welche zu den Geſchäftsunkoſten zu rechnen ſind, 

p) die jährlichen, den Verhältniſſen entſprechenden Abſetzungen für Abnutzung von Gebäuden, 
von Be- und Entwäſſerungs⸗ und fiſchereiwirtſchaftlichen Anlagen, von Maſchinen und 
von ſonſtigen Betriebsmitteln, ſoweit die Koſten der Beſchaffung nicht als Werbungs⸗ 
koſten in Abzug gebracht worden ſind, | 

e) die Abſchreibungen für Subſtanzverringerung bei ſolchen Betrieben, die einen Verbrauch 
der Subſtanz bedingen, 

d) notwendige Ausgaben, die dem Steuerpflichtigen durch Fahrten zwiſchen Wohnung und 
Arbeitsſtätte erwachſen ſind, 

e) Mehraufwendungen für den Haushalt, die durch eine Erwerbstätigkeit der Ehefrau 
notwendig geworden ſind, 

£) angemeſſene Ausgaben der in privaten Betrieben angeſtellten Perſonen für Dienſtaufwand 


und geſchäftliche Reiſen; 
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2. die von dem Steuerpflichtigen gezahlten Schuldenzinfen und die auf beſonderem privatrecht⸗ 
lichem, öffentlich⸗rechtlichem oder geſetzlichem Verpflichtungsgrunde beruhenden Renten und 
dauernden Laſten, ſoweit ſie nicht mit Einnahmen im wirtſchaftlichen Zuſammenhange 
ſtehen, die bei der Veranlagung außer Betracht zu laſſen ſind. Aufwendungen zur Erfüllung 
einer geſetzlichen Unterhaltungspflicht ſind nicht abzugsfähig, auch wenn ſie auf Grund einer 
privatrechtlichen Verpflichtung erfolgen; 

3. Beiträge, die der Steuerpflichtige für ſich und feine nicht ſelbſtändig veranlagten Haushalts- 
angehörigen zu Kranken-, Unfall, Haftpflicht-, Angeſtelllten-, Invaliden⸗ und Erwerbsloſen⸗ 
verſicherungs⸗, Witwen, Waiſen⸗ und Penſionskaſſen gezahlt hat, ſoweit ſich der Gegenſtand 
der Verſicherung auf die bezeichneten Gefahren beſchränkt; 

„Beiträge zu Sterbekaſſen bis zu einem Jahresbetrage von insgeſamt hundert Gulden; 

Verſicherungsprämien, welche für Verſicherungen des Steuerpflichtigen oder eines ſeiner nicht 
ſelbſtändig veranlagten Haushaltsangehörigen auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt werden, 
ſoweit ſie den Betrag von 1200 Gulden jährlich nicht überſteigen; 

Spareinlagen bei Danziger Sparkaſſen bis zu einem Betrage von 1200 Gulden jährlich, 
ſofern die Rückzahlung des Kapitals nur für den Todesfall oder für den Fall des Erlebens 
innerhalb einer Zeit von nicht weniger als 10 Jahren vereinbart iſt und die Vereinbarung 
unter Verzicht beider Vertragsteile auf eine Abänderung oder Aufhebung dem Steueramt 
angezeigt wird; i 
7. die auf Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur allmählichen Tilgung eines 

auf ſeinem Grundbeſitz haftenden Schuldkapitals zu entrichtenden Beträge, inſoweit dieſelben 
1 v. H. des Kapitals und den Betrag von 1200 Gulden jährlich nicht überſteigen; 

8. Beiträge an inländiſche öffentlich⸗rechtliche Berufs⸗ oder Wirtſchaftsvertretungen ſowie an 
inländiſche Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Charakter, deren Zweck nicht auf einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt; 

9. Steuern an die im Artikel 97 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig genannten Religions⸗ 
geſellſchaften, ſoweit dieſe Steuern in dem nach § 25 für die Veranlagung maßgebenden 
Kalender⸗ oder Wirtſchaftsjahr fällig geworden ſind; 

10. einmalige und regelmäßige Beiträge an inländiſche Vereinigungen, die ausſchließlich wiſſen⸗ 
ſchaftliche, künſtleriſche, kirchliche, mildtätige oder gemeinnützige Zwecke verfolgen, ſoweit der 

Geſamtbetrag dieſer Beiträge zehn vom Hundert des Einkommens des Steuerpflichtigen 
nicht überſteigt; a 

ee 11. Verluſte aus einzelnen Veräußerungsgeſchäften, ſofern der Erwerb des veräußerten Gegen- 

= ſtandes zum Zwecke der gewinnbringenden Wiederveräußerung (Spekulationsverluſte) erfolgt 

= iſt und die Veräußerungsgeſchäfte nicht zum Gewerbebetriebe des Steuerpflichtigen gehören. 
Der Abzug nach Ziffer 11 findet nur bis zur Höhe der Gewinne aus einzelnen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäften ſtatt, die gemäß 8 8 Abſatz 1 Ziffer 10 bei Ermittelung des ſteuerbaren 
Einkommens für das betreffende Rechnungsjahr in Anſatz gebracht worden ſind; die Abzüge zu 

Ziffer 5 und 6 dürfen zuſammen den Betrag von 1200 & jährlich nicht überſteigen. 

: 2) Iſt die perfönliche Steuerpflicht nur nach § 3 begründet, ſo iſt der Abzug der im Abſatz 1 

Nr. 3 bis 7, 9 und 10 aufgeführten Beiträge überhaupt nicht, der der übrigen in Abſatz 1 genannten 

Aufwendungen nur inſoweit ſtatthaft, als ſie mit dem ſteuerbaren Einkommen im wirtſchaftlichen Zu⸗ 

ſammenhange ſtehen. 9 12 


Vom Geſamtbetrage der Einkünfte dürfen insbeſondere nicht in Abzug gebracht werden: 
1. Aufwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu Geſchäftserweiterungen, 
zu Kapitalanlagen, zur Schuldentilgung oder zu Erſatzbeſchaffungen, ſoweit hierfür bereits 
Werbungskoſten abgeſetzt ſind; 5 8 


* 
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2. Zinſen für das in dem land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieb angelegte 
eigene Vermögen des Steuerpflichtigen; 
3. die zur Beſtreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und zum Unterhalte ſeiner Familien⸗ 
angehörigen aufgewendeten Beträge; i 
4. die von den Steuerpflichtigen entrichtete Einkommenſteuer ſowie ſonſtige Perſonalſteuern. 


Ermittelung des ſtenerbaren Einkommens. 
8 5 

() Das Einkommen aus Grundſtücken und Gebäuden, welche verpachtet oder vermietet find, 
iſt nach dem Pacht- oder Mietszins zu ermitteln unter Hinzurechnung der dem Pächter oder Mieter zum 
Vorteil des Verpächters oder Vermieters obliegenden Natural- oder ſonſtigen Nebenleiſtungen ſowie der 
dem Verpächter oder Vermieter vorbehaltenen Nutzungen, andererſeits unter Abrechnung der dem letzteren 
obliegenden abzugsfähigen Laſten. 

(2) Für Gebäude und Gebäudeteile, die von dem Eigentümer ſelbſt bewohnt oder in ſonſtiger 
Weiſe benutzt werden, oder die dem Steuerpflichtigen zu unentgeltlicher Benutzung überlaſſen ſind, iſt 
das Einkommen nach dem ortsüblichen Mietswert zu bemeſſen. Soweit Gebäude oder Gebäudeteile vom 
Eigentümer oder Nutznießer zum Betriebe der Land» oder Forſtwirtſchaft, zum Gewerbebetrieb oder für 
Ausübung eines ſonſtigen Berufs benutzt werden, iſt der Mietwert weder bei der Berechnung des Ein⸗ 
kommens noch bei Berechnung der Betriebskoſten zu berückſichtigen. s 


§ 14. i 

(1) Als ſteuerbares Einkommen aus ſelbſtbewirtſchaftetem land⸗ und forſtwirtſchaftlichem Grund⸗ 
beſitz kommt der geſamte land- und forſtwirtſchaftliche Betriebsgewinn in Anſatz. Den Betriebseinnahmen 
iſt der Wert der Gegenſtände hinzuzurechnen, die der Steuerpflichtige bei Bewirtſchaftung des Grund- 
beſitzes für ſich und ſeinen Haushalt oder für andere Zwecke entnommen hat, die außerhalb des Betriebes 
liegen. i N 5 
(2) Werden von dem Steuerpflichtigen über den Betrieb der Land- oder Forſtwirtſchaft geordnete, 
den Reinertrag nachweiſende Bücher geführt, ſo ſind die Abſchlüſſe dieſer Bücher als Grundlage für die 
Ermittelung des Betriebsgewinnes zu verwenden. § 15 Abſatz 2 findet entſprechende Anwendung. 

(3) Das Einkommen aus dem pachtweiſen Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft iſt in gleicher 
Weiſe zu ermitteln, wie beim Betrieb auf eigenem Grund und Boden unter Hinzurechnung des Mietwertes 
der mitgepachteten Wohnung. Der Pachtzins einſchließlich des Wertes der etwa dem Pächter obliegenden 
Natural- oder ſonſtigen Nebenleiſtungen iſt in Abzug zu bringen. 


§ 15. 

(1) Als ſteuerbares Einkommen aus dem Betriebe eines Gewerbes kommt der Geſchäſtsgewinn 
in Auſatz. Den Geſchäftseinnahmen iſt der Wert der Gegenſtände hinzuzurechnen, die der Steuer⸗ 
pflichtige aus dem Betriebe feines Gewerbes für ſich und feinen Haushalt oder für andere Zwecke ent⸗ 
nommen hat, die außerhalb des Betriebes liegen. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, welche Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches 
führen, iſt der Geſchäftsgewinn unter Beachtung der Vorſchriften der 88 7, 11 und 12 dieſes Geſetzes 
nach den Grundſätzen zu berechnen, wie ſie für die Inventur und Bilanz durch das Handelsgeſetzbuch 
vorgeſchrieben find, ſoweit nach einer in der Gulden- oder einer ſonſtigen ſtabilen Währung aufgeſtellten 
Eröffnungsbilanz der Abſchluß in Gulden- oder ſonſtiger ſtabiler Währung vorgenommen iſt. 

5 § 16. 

(1) Ergibt ſich bei der Anwendung der SS 14 und 15, daß im Jahre 1924 in einem Betriebe 
ein ſteuerbares Einkommen nicht erzielt iſt, ſo iſt, falls nicht eine völlige oder teilweiſe Steuerfreiheit 
zur Vermeidung von außergewöhnlichen Härten gerechtfertigt erſcheint, bei der Feſtſetzung der endgültigen 
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Einkommenſteuer für 1924 ein angenommene Einkommen aus jedem Betriebe zu Grunde zu legen, 
von dem Abzüge gemäß 88 11 und 22 nicht zuläſſig find. Die Höhe des angenommenen Einkommens 
beträgt: 
5 a) für land» und forſtwirtſchaftliche Betriebe für je 1 ha: 
bei Grundſtücken der Bodenklaſſe I 120-90 Gulden, 
" " " „ II 100-80 er 
II e 205 
I 8 5, 
V 70—50 ; 
VI 60-40 
VII 50-30 75 
5 5 1 2 ll. 402 900.2, 
In Ausnahmefällen iſt eine Herabſetzung dieſer Sätze bis auf 10 pro ha zuläſſig. 
Für die Einſtufung in die Bodenklaſſe iſt das Ergebnis der endgültigen Vermögens⸗ 
ſteuerveranlagung für das Jahr 1924 maßgebend. Die Feſtſetzung des angenommenen Ein⸗ 
kommens innerhalb der angegebenen Rahmenſätze erfolgt durch die gemäß $ 12 des Steuer⸗ 
grundgeſetzes gebildeten Steuerausſchüſſe unter Berückſichtigung aller die Leiſtungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen beeinfluſſenden Umſtände. 5 
Die Vorſchrift des § 14 Abſatz 3 letzter Satz findet entſprechende Anwendung. 
b) Für gewerbliche Betriebe das 10-fache der für das Kalenderjahr 1924 nach den Vorſchriften 
des Gewerbeſteuergeſetzes feſtgeſetzten Mindeſtſteuer und, falls Gewerbetreibende im Jahre 1924 
wegen zu geringen Umfanges ihres Gewerbebetriebes zur Gewerbeſteuer nicht herangezogen 
oder als ſteuerfrei veranlagt worden ſind, 240 Gulden. 
In Ausnahmefällen ift eine Herabſetzung der angenommenen Einkommen auf das 9-fache bis 
H⸗fache der Gewerbemindeſtſteuer, beziehungsweiſe auf 120 Gulden zuläſſig. 

(2) Das angenommene Einkommen nach Abſatz 1 iſt der Veranlagung auch in den Fällen zu 
Grunde zu legen, in denen das nach den Vorſchriften der SS 14 und 15, 22 ermittelte Einkommen hinter 
dem angenommenen Einkommen zurückbleibt. 

8 17. 

Steht das nach den Vorſchriften der §8 13 bis 16 ermittelte ſteuerbare Geſamteinkommen in 
auffälligem Gegenſatz zu den für die Lebenshaltung des Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum auf⸗ 
gewendeten Beträgen, ſo kann die Höhe des Verbrauchs für dieſe Zwecke zur Grundlage für die Steuer⸗ 
feſtſetzung genommen werden, ſoweit nicht der Steuerpflichtige nachweiſt, daß er ſeinen Aufwand aus 
Kapitalvermögen oder durch Aufnahme von Schulden oder durch Einkünfte beſtreitet, welche nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes bei Berechnung des ſteuerpflichtigen Einkommens außer Anſatz zu laſſen ſind. 

8 18. 

Für die Frage, ob ein Einkommensbetrag vereinnahmt wurde, iſt es ohne Bedeutung, ob der 
Betrag dem Steuerpflichtige tatſächlich bereits zugefloſſen iſt oder noch geſchuldet wird. Rückſtändige 
Einnahmen ſind inſoweit abzuſetzen, als ihr Eingang zweifelhaft geworden iſt; ſie ſind den Einnahmen 
des Kalenderjahres zuzurechnen, in dem ſie eingehen. 

8 19. 

Geldwerte Einkommensteile, wie Naturalien, Waren, Genuß von Rechten und Gütern, Wohnung, 
Koſt, Ausbeuten und verwertete Dienſtleiſtungen find, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, nach den orts— 
üblichen Mittelpreiſen anzuſetzen. 8 20 


Ausgaben, ſoweit ſie nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes abzugsfähig ſind, kommen mit dem 
Betrag in Abzug, den der Steuerpflichtige zu ihrer Beſtreitung tatſächlich aufzuwenden hatte, auch wenn 
ſie noch rückſtändig ſind. 
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8 21. 
(1) Ehegatten, welche nach 8 2 Ziffer 1 ſteuerpflichtig find, werden, wenn ſowohl die Ehe ſelbſt wie 
die dauernde eheliche Lebensgemeinſchaft während des ganzen Kalenderjahres 1924 . hat, für 
1924 zuſammen zur Einkommenſteuer veranlagt. 


(2) Für die gemeinſchaftliche Steuerſchuld haften beide Ehegatten als Geſamtſchuldner. 


Stenerpflichtiges Einkommen. 
g 22. 

(1) Vor Berechnung der Steuer find von dem nach den vorſtehenden Grundſätzen f feſtgeſtellten 
ſteuerbaren Einkommen folgende Beträge abzuſetzen: 

für dern Steige 120 Gulden, 

b) für die nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer heranzuziehende Ehefrau des Steuer— 

pflichtigen ß 140 Gulden, 

c) für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, 

das nicht ſelbſtſtändig zur Einkommenſteuer herangezogen wird 540 Gulden. 

Die Ermäßigung wird auch für ſolche Kinder gewährt, die ſelbſtändiges Arbeitseinkommen 
beziehen, ſofern fie bis zum 31. Dezember 1924 das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

(2) Für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig oder nicht bloß vorüber⸗ 
gehend behindert find, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten, erhöhen ſich die in 
Abſatz 1 Ziffer a und b vorgeſehenen Abzüge auf je 500 Gulden, ſofern das ſteuerbare Einkommen 
2400 Gulden nicht überſteigt und ſich hauptſächlich aus Kapitaleinkommen und Einnahmen aus der Ver⸗ 
mietung von Wohngrundſtücken ſowie aus Einkünften der im $ 6 Ziffer 2 genannten Art zuſammenſetzt. 

(3) Bei der Veranlagung können beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe, die die Leiſtungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Gewährung eines beſonderen Abzuges berückſichtigt 
werden, ſofern das ſteuerbare Einkommen 30000 Gulden nicht überſteigt. Als Verhältniſſe dieſer Art 
gelten insbeſondere außergewöhnliche Belaſtungen durch Unterhalt und Erziehung der Kinder, durch 
Verpflichtung zum Unterhalte mittelloſer Angehöriger, durch Krankheit, Körperverletzung, Verſchuldung, 
Unglücksfälle oder durch beſondere Aufwendungen im Haushalt infolge Erwerbstätigkeit der Ehefrau. 

(4) Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen Jahres 1924 beſtanden, jo mindert ſich die 
Höhe der Abzüge in dem Verhältnis, in dem die Zahl der Monate, während der die Steuerpflicht ge— 
geben war, zum vollen Kalenderjahr ſteht. 

(5) Die Vorſchriften der Abſätze 1—3 finden im Falle der Steuerpflicht nach 8 3 keine Anwendung. 


Höhe der Steuer. 
8 23. 
Zur Berechnung der Einkommenſteuer wird das auf Grund der vorſtehenden Vorſchriften er— 
mittelte ſteuerpflichtige Einkommen auf volle Hunderte nach unten abgerundet. 


8 24. 
Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: 
für die erſten angefangenen oder vollen 10 000 G des ſteuerpflichtigen Einkommens SIEH: 
„ „ ‚weiteren 5 1 „ e 5 1 „2 
0 " " 1 " u 10 000 " „ 7 7 te are 15 U. H. 
" „ „ „ „ 57 10 000 nn u " 11765) v. H. 
U} " " * 7 7 1 10 000 1 " " nm 20 V. H. 
, " „ 1 " 10000 „ „ „ 5 22,5 v. H. 
n 77 1 1 77 m 20 000 mr n 1 m 25 U. H. 
77 1 7 1 " m 20 000 7 17 1 5 8 8 N 27,5 v. H. 
für die weiteren Bet 88 30 v. H. 
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Durchführung der Veranlagung. 
8 25. 

(1) Die Veranlagung erfolgt für das Kalenderjahr 1924 nach dem ſteuerbaren Einkommen, das 
der Steuerpflichtige während der Dauer ſeiner Steuerpflicht in dieſem Kalenderjahre bezogen hat. Die 
Veranlagung findet nach Ablauf des Kalenderjahres ſtatt. 

(2) Für die Feſtſtellung des Einkommens aus dem Betriebe eines Gewerbes oder der Land- oder 
Forſtwirtſchaft tritt bei Steuerpflichtigen, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchafts-(Ge— 
ſchäf ts⸗) jahr regelmäßige Geſchäftsabſchlüſſe machen, anſtelle des Kalenderjahres das Wirſchaftsjahr, das 
im Kalenderjahr 1924 endet. Das ſonſtige Einkommen dieſer Steuerpflichtigen wird nach dem Kalender— 
jahr und nur, inſoweit es in dem betreffenden Geſchäftsabſchluß mitenthalten, nach dem Wirtſchaftsjahr 
berechnet. Enden mehrere Wirtſchaftsjahre im Kalenderjahr 1924, ſo wird das Ergebnis dieſer Wirt- 
ſchaftsjahre zuſammengerechnet. Liegt zwiſchen zwei Wirtſchaftsjahren ein Zeitraum, für den ein Geſchäfts— 
abſchluß nicht gemacht worden iſt, ſo iſt das in dieſem Zeitraum erzielte Einkommen gleichfalls, und zwar 
inſoweit in Anſatz zu bringen, als es auf das nach Abſatz 1 maßgebende Kalenderjahr entfällt. Fällt 
die Steuerpflicht in der Zeit zwiſchen dem Ende des letzten Wirtſchaftsjahres, das der Veranlagung zu 
Grunde zu legen iſt, und dem Ende des nach Abſatz 1 maßgebenden Kalenderjahres weg, ſo wird dem 
Ergebnis des letzten Wirtſchaftsjahres das Einkommen hinzugerechnet, das bis zum Wegfall der Steuer⸗ 
pflicht erzielt worden iſt. 

3) Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen nach Abſatz 1 maßgebenden Kalenderjahres 
beſtanden, ſo erfolgt die Veranlagung für dieſes . nach dem während der Dauer der Steuer⸗ 
pflicht bezogenen Einkommen, N 3 

§ 26. 

Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet iſt und bis 

zu welchem Zeitpunkt die Steuererklärungen einzureichen ſind. 
8 27. 

() Wer Perſonen gegen Gehalt, Lohn oder ſonſtiges Entgelt länger als zwei Monate beſchäftigt 
hat, iſt verpflichtet, nach näherer, in der Ausführungsanweiſung zu treffender Anordnung Namen, Stellung 
und Wohnung, ſowie das von ihm herrührende Einkommen dieſer Perſonen dem Steueramt mitzuteilen. 

(2) Die gleiche Verpflichtung beſteht für die Vorſtände juriſtiſcher Perſonen und von Vereinen 
aller Art, ſowie für die Vorſtände aller Stellen, Behörden und Anſtalten des öffentlichen Dienſtes hin⸗ 
ſichtlich des Berufs- oder Penſionseinkommens ihrer Beamten, Angeſtellten, Bedienſteten, ſowie der 
Empfänger von Ruhegehältern, Witwen- und Waiſenpenſionen oder Unterhaltsbeiträgen. 


§ 28. 
Über die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Einkommenſteuer erteilt das Steueramt dem Steuer- 
pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 


Entrichtung der endgültigen Steuerſchuld. 
8 20. 

05 Die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes für das Kalenderjahr 1924 feſtgeſetzte Steuerſchuld 
it binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides (Vorbeſcheides) zu entrichten, ſoweit fie die 
auf Grund des Artikels I Ziffer 3 des Geſetzes zur Umſtellung des Einkommen-, Körperſchafts⸗, Gewerbe— 
und Umſatzſteuergeſetzes vom 13. Oktober 1924 (Geſetzbl. S. 464) entrichteten Vorauszahlungen für 1924 
und die im Lohnabzugsverfahren einbehaltenen Steuerbeträge überſteigt. 

8 (2) Iſt die für 1924 feſtgeſetzte Steuerſchuld geringer als die geleiſteten Vorauszahlungen und 
die einbehaltenen Steuerabzüge, jo find die Unterſchiedsbeträge zunächſt auf Schulden an Einkommen-, 
e 19 0 Gewerbes, EN der nach dem Steuergrundgeſetz = 1 75 
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find oder innerhalb eines Monats nach Zuſtellung dieſes Beſcheides fällig werden. Soweit eine An⸗ 
rechnung nicht in Frage kommt, ſind die überzahlten Beträge in bar zu erſtatten. Die in bar zu 
erſtattenden Beträge ſind vom 1. Januar 1925 ab nach Maßgabe des § 85 des Steuergrundgeſetzes 
zu verzinſen. 
Leiſtung von Vorauszahlungen. 

5 8 30. 

Auf die künftige Einkommenſteuerſchuld hat der Steuerpflichtige am 15. Februar, 15. Mai, 
15. Auguſt und 15. November 1925 Vorauszahlungen zu entrichten. 


§ 31. 

(1) Die Höhe der Vorauszahlungen 1 bei Steuerpflichtigen, für die eine Steuerpflicht 
bereits im Jahre 1924 beſtand: j ; 

a) bis zur Zuſtellung des Steuerbeſcheides nach § 28 jeweils das Dreifache der gemäß Artikel I 

Ziffer 3 des Geſetzes zur Umſtellung des Einkommen-, Körperſchafts⸗, Gewerbe- und Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes vom 13. Oktober 1924 (Geſetzbl. S. 464) feſtgeſetzten monatlichen Voraus⸗ 
zahlungen, 

b) nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides gemäß § 28 jeweils ein Viertel der in dieſem Beſcheide 
feſtgeſetzten Steuerſchuld für 1924, und zwar nach Abzug der durch Anrechnung des Sit 
lohnabzuges im Jahre 1924 getilgten Beträge. 

(2) Bei neu in die Steuerpflicht eintretenden Perſonen iſt die Höhe der vierteljährlichen Vor⸗ 
auszahlungen auf Grund ihres mutmaßlichen Einkommens in dem Kalenderjahre, in dem die Steuer⸗ 
pflicht begründet wird, nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſonders feſtzuſtellen. 

8 32. f 

(1) Erhöht fi) das ſteuerbare Einkommen eines Steuerpflichtigen für ein Kalenderjahr gegen- 
über dem zuletzt feſtgeſetzten ſteuerbaren Einkommen vorausſichtlich um mehr als ¼, jo können die gemäß 
§ 31 zu entrichtenden Vorauszahlungen durch das Steueramt neu fegeſetzt werden. 

(2) Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß ſich ſein ſteuerbares Einkommen für ein Kalender⸗ 
jahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Einkommen vorausſichtlich um mehr als den fünften Teil niedriger 
berechnen wird, ſo iſt ihm auf Antrag der auf den wahrſcheinlichen Betrag der Verminderung des 
ſteuerbaren Einkommens entfallende Teil der Vorauszahlungen zu ſtunden. 

(3) Die Vorſchrift des Abſatz 2 findet entſprechende Anwendung, wenn im Falle der Herauf 
ſetzung der Vorauszahlungen nach Abſatz 1 ein Steuerpflichtiger glaubhaft macht, daß ſich ſein Einkommen 
nach der erfolgten Heraufſetzung entſprechend vermindert hat. 

(0) Die Vorſchriften der 88 16 und 17 finden bei Entſcheidungen von Anträgen nach Abſatz 
und 3 entſprechende Anwendung. 

§ 33. 

(1) Bei Neueintritt in die Steuerpflicht beginnt die Pflicht zur Entrichtung der Vorauszahlungen 
mit dem erſten, auf den Eintritt der Steuerpflicht folgenden Fälligkeitstermin gemäß S 30. 

(2) Bei Ausſcheiden aus der Steuerpflicht entfällt die Verpflichtung zur Entrichtung der Voraus⸗ 
zahlungen mit dem nächſten auf den Fortfall der Steuerpflicht folgenden Fälligkeitstermin. 


8 84. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Vorauszahlungen ſind auch über das Jahr 1925 
hinaus an den in $ 30 angegebenen Terminen bis zu einer anderweitigen Regelung der Einkommens⸗ 


beſteuerung weiter zu entrichten. 
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Vereinfachte Beſteuerung des Arbeitslohnes. 

(1) Der Arbeitslohn wird bis zu einer anderweitigen geſetzlichen Regelung in vereinfachter 
Form nach 88 86—46 beſteuert; ſoweit dieſe Vorſchriften nichts anderes beſtimmen, finden die allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzes Anwendung. 

(2) Als Arbeitslohn im Sinne des Abſatz 1 gilt der i der Einkünfte, die in 
öffentlichen oder privaten Dienſten beſchäftigte oder angeſtellte Perſonen aus dieſer Beſchäftigung oder 
Anſtellung, gleichviel unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form, beziehen. Als Arbeitslohn gelten 
auch Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſenpenſionen und andere Bezüge und geldwerte 
Vorteile für frühere Dienſtleiſtungen oder Berufstätigkeit. Zum Arbeitslohn gehören nicht Entgelte für 
Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, die der Umſatzſteuer auf Grund des Umſatzſteuergeſetzes vom 
4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149) unterliegen. 

§ 36. 

(1) Der Arbeitgeber hat vom Arbeitslohn einen Betrag von 10 v. H. unter Berückſichtigung 
der nachſtehend vorgeſchriebenen Ermäßigungen für Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten. 

(2) Der Betrag von 10 v. H. des Arbeitslohns ermäßigt ſich vom 1. September 1925 ab: 

1. für den Steuerpflichtigen im Falle der Zahlung des Arbeitslohns 

a) für volle Monate um 2 G monatlich, 

b) für volle Wochen um 0,48 G wöchentlich, 

c) für volle Arbeitstage um 0,08 G täglich, 

d) für kürzere Zeiträume um 0,02 G für je zwei gene oder volle Arbeitsſtunden; 

2. für die zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende Ehefrau im Falle der Zahlung des 

Arbeitslohnes 

a) für volle Monate um 3 G monatlich, 

b) für volle Wochen um 0,72 G wöchentlich, 

c) für volle Arbeitstage um 0,12 G täglich, 

d) für kürzere Zeiträume um 0,03 G für je zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden; 

3. für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht 

ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes 

a) 15 volle Monate um 8 G monatlich, 

b) für volle Wochen um 1,92 G wöchentlich, 

c) für volle Arbeitstage um 0,32 G täglich, 

d) für kürzere Zeiträume um 0,08 G für je zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden.“ 
Für das vierte und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen erhöht ſich der Abzug: 

a) für volle Monate um 12 G monatlich, 

b) für volle Wochen um 2,88 G wöchentlich, 

o) für volle Arbeitstage um 0,48 G täglich, 

d) für kürzere Zeiträume um 0,12 G für je zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, die ein Arbeitseinkommen beziehen, ı werden 

nicht berückſichtigt. 

4. zur Abgeltung der nach § 11 Ziffern 1—1⁰ zuläſſigen Abzüge im Falle der Zahlung des 

Arbeitslohnes 

a) für volle Monate um 8 8 monatlich, 

b) für volle Wochen um 1,92 8 wöchentlich, 

c) für volle Arbeitstage um 0,32 G täglich, 

d) für kürzere Zeiträume um 0,08 G für je zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
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(3) Auf Antrag iſt eine Erhöhung der unter Abſatz 2 Nr. 4 aufgeführten Beträge zuzulaſſen, 
wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, daß die ihm zuſtehenden Abzüge im Sinne des 8 11 Ziffer 1-10 
auf ein Jahr umgerechnet den Betrag von 800 Gulden überſteigen. Über den Antrag entſcheidet das 
Steueramt. Für die nach Abſatz 2 Nr. 1-3 abzuſetzenden Beträge iſt der auf Grund der Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme vom 6. Oktober 1924 ermittelte Familienſtand des Arbeitnehmers ſolange maßgebend, 
bis auf Antrag des Steuerpflichtigen eine Richtigſtellung herbeigeführt iſt. Für die Durchführung der 
Berichtigung gilt die Vorſchrift des § 41 Abſatz 2. 

(4) Bezieht ein Steuerpflichtiger neben den laufenden Bezügen ſonſtige, insbeſondere einmalige 
Einnahmen, Tantiemen, Gratifikationen uſw., ſo wird der von dieſen Einnahmen einzubehaltende Betrag 
ohne Berückſichtigung der in Abſatz 2 vorgeſehenen Ermäßigungen einbehalten, ſoweit dieſe bei dem 
Steuerabzug von den laufenden Bezügen voll zur Anrechnung gekommen ſind. 

(5) Dienſtaufwandsentſchädigungen im Sinne des § 10 Ziffer 4 bleiben bei Feſtſtellung des 
einzubehaltenden Betrages außer Anſatz. 

(6) Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit gezahlt, ſo tritt anſtelle der Er⸗ 
mäßigungen nach Abſatz 2 eine feſte Ermäßigung von 6 v. H. des Arbeitslohnes. 

(7) Die einzubehaltenden Steuerbeträge find auf volle 5 Pfennige nach unten abzurunden. 


8 37. 

Die im 8 36 Abſatz 2 Nr. 3 vorgeſehene Ermäßigung iſt auf Antrag auch für mittelloſe 
Angehörige zu gewähren, die von dem Steuerpflichtigen unterhalten werden. Wird eine unterſtützungs⸗ 
bedürftige Perſon von mehreren Angehörigen gemeinſchaſtlich unterhalten, fo iſt den einzelnen unter⸗ 
ſtützenden Angehörigen nur ein Teil der in $ 36 Abſatz 2 Nr. 3 vorgeſehenen Ermäßigung zuzubilligen. 
Über den Antrag entſcheidet das Steueramt. 

§ 38. 

(1) Überſteigt das geſamte ſteuerbare Einkommen nicht den Betrag von 10000 G und bejteht 
es entweder aus Arbeitslohn, der gemäß § 35 dem Steuerabzug unterliegt, oder aus ſolchem Arbeits— 
lohn und aus ſonſtigem Einkommen bis zu 100 Gulden, ſo bedarf es einer Veranlagung nicht. Die 
Steuer gilt als getilgt, wenn die nach 8 36 einbehaltenen Beträge gemäß § 42 vorſchriftsmäßig 
verwendet oder abgeführt ſind. : 

(2) Überſteigt das geſamte ſteuerbare Einkommen nicht den Betrag von 10000 G und beſteht 
es außer Arbeitslohn, der gemäß § 35 dem Steuerabzug unterliegt, aus ſonſtigem Einkommen über 
100 6, fo bedarf es nur einer Veranlagung für das ſonſtige Einkommen; die auf den Arbeitslohn ent⸗ 
fallende Steuer gilt als getilgt, wenn die nach SS 86 u. 37 einbehaltenen Beträge gemäß § 42 vorſchrifts⸗ 
mäßig verwendet oder abgeführt ſind. Hierbei dürfen Abzüge nach § 22 Abſatz 1 nur noch inſofern 
vorgenommen werden, als ſie bei der Einbehaltung gemäß SS 36 u. 37 nicht berückſichtigt worden ſind. 

(3) Überſteigt das geſamte ſteuerbare Einkommen den Betrag von 10000 G, jo finden die 
allgemeinen Vorſchriften Anwendung. Zum Ausgleich der beim Steuerabzug auf Grund des § 36 Ab— 
ſatz 2 Ziffer 4 gewährten Ermäßigung ſind vom ſteuerbaren Einkommen 520 G in Abzug zu bringen, 
ſofern der Steuerpflichtige nicht den Nachweis führt, daß die ihm zuſtehenden Abzüge im Sinne 
des § 11 Ziffer 1 bis 10 für das Kalenderjahr 1924 den Betrag von 520 Gulden überſteigen. § 22 
Abſatz 4 findet entſprechende Anwendung. 5 
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Fällt infolge Anderung der Erwerbsverhältniſſe vorausſichtlich für den Reſt des Kalenderjahres 
der Bezug von Arbeitslohn weg, ſo können die bis zum Empfange des nächſten Steuerbeſcheides zu 
leiſtenden Vorauszahlungen unter entſprechender Anwendung des 8 31 Abſatz 2 neu feſtgeſetzt werden. 

N § 40. 

(1) Steuerpflichtige, deren geſamtes ſteuerbares Einkommen 10000 G nicht überſteigt, können 

Veranlagung zur Einkommenſteuer für 1924 beantragen: 


a) wenn bei Zugrundelegung der Vorſchrift des § 11 Ziffer 1 bis 10 die 955 dieſer Bart 
zuläffigen Abzüge den Betrag von 600 G überfteigen und nicht ſchon gemäß § 36 Abſatz 2 
Ziffer 4 berückſichtigt ſind, 

b) wenn die Vorausſetzungen des § 22 Abſatz 3 vorliegen, 

e) wenn die nach $ 36 Abſatz 2 Ziffer 1/3, $ 37 zuläſſigen Ermäßigungen bei den einbehaltenen 
Beträgen infolge einer Erwerbsloſigkeit von mehr als 6 Wochen nicht voll berückſichtigt ſind. 

(2) Anträge auf Grund des Abſatzes 1 ſind mit einer Einkommenſteuererklärung zu verbinden 
und innerhalb der Friſt für die Abgabe dieſer Erklärung zu ſtellen. Auf die veranlagte Einkommen⸗ 
ſteuer wird der vom Arbeitgeber einbehaltene und vorſchriftsmäßig verwendete Betrag angerechnet. Der 
anrechnungsfähige Betrag wird in bar erſtattet, ſoweit er den Betrag der veranlagten Einkommenſteuer 
überſteigt oder Einkommenſteuer nicht zu entrichten iſt. 

8 41. 

(1) Der Arbeitnehmer iſt verpflichtet, vor Beginn eines jeden Kalenderjahres oder vor Beginn 
eines Dienſtverhältniſſes von der Gemeindebehörde ſeines Wohnortes ein Steuerbuch in Empfang 
zu nehmen. 

(2) Weiſt der Arbeitnehmer nach, daß die Zahl der Perſonen, für die der Abzug an Arbeitslohn 

— ſich gemäß § 36 Abſatz 2 Ziffer 3 und § 37 ermäßigt, größer iſt, als im Steuerbuch angegeben, ſo hat 
N im Falle des § 36 Abſatz 2 Ziffer 3 die Gemeindebehörde, im Falle des $ 37 das Steueramt auf ſeinen 
Antrag dieſe Tatſache im Steuerbuch zu vermerken. In dieſem Falle tritt die Ermäßigung für die neu 
hinzugekommene Perſon bei der erſten auf die Ergänzung des Steuerbuches folgenden Lohnzahlung 
in Kraft. 
8 42. 1 
(1) Bei jeder Lohn. und Gehaltszahlunng hat der Arbeitnehmer ſein Steuerbuch dem Arbeit⸗ 
geber vorzulegen. Dieſer hat in Höhe des einzubehaltenden Betrages Steuermarkem in das Ser 
einzukleben und zu entwerten. 
. (2) Das Landesſteueramt kann ein vom Abſatz 1 abweichendes Verfahren anordnen und 
insbeſondere beſtimmen, daß die Verwendung von Steuermarken unterbleibt und die Einzahlung des vom 
Arbeitslohn einbehaltenen Betrages durch den Arbeitgeber unmittelbar bei der Freiſtadtſteuerkaſſe erfolgt. 
8 48. e x 
Legt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber kein Steuerbuch vor ($ 42), jo hat der Arbeitgeber 10 
v. H. des Arbeitslohnes, jedoch ohne Berückſichtigung der Ermäßigungen nach SS 36 und 37 in Abzug 
zu bringen und allmonatlich bis zum 5. jeden Monats an die Freiſtadtſteuerkaſſe abzuführen. Wird 
nachträglich vom Arbeitnehmer ein Steuerbuch vorgelegt, ſo iſt von der nächſten auf dieſe Vorlage 
folgenden Lohnzahlung ab an § 42 zu verfahren. 


8 44. 2 
(1) Der Arbeitgeber haftet dem Freiſtaat für die Einbehaltung und Entrichtung der im $ 36 
beſtimmten Beträge neben dem Arbeitnehmer als Geſamtſchuldner. 
(2) Die Haftung des Arbeitnehmers beſchränkt ſich auf die Fälle, in denen 
a) der Arbeitnehmer den Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig gekürzt erhalten hat, 5 
b) der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge nicht vorſchriftsmäßig verwendet hat und dem 
Arbeitnehmer dies bekannt iſt; in dieſem Falle erliſcht die Haftung, wenn der Arbeitnehmer 
dem Steueramt von dieſer Kenntnis unverzüglich Mitteilung macht. 5 
8.45. i i 
Ob und inwieweit im Einzelfalle die Beſtimmungen der SS 35 und 36, 41 und 42 anzuwenden 
ſind, entſcheidet auf Anrufen eines der Beteiligten das Steueramt. Gegen die Entſcheidung des Steuer 
amtes iſt nur die Beſchwerde an das Landesſteueramt zuläſſig. 
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8 46. 

Soweit nach geſetzlicher Vorſchrift die Veranlagung zur Einkommenſteuer als Grundlage für 
Beſteuerungsrechte von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes zugelaſſen iſt und die auf den Arbeitslohn 
entfallende Einkommenſteuer nicht veranlagt wird, gelten die nach SS 36 und 37 einbehaltenen und nach 
§ 42 vorſchriftsmäßig verwendeten oder abgeführten Beträge als veranlagt. a 


Steueranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
n § 47. 

(1) Den Gemeinden werden 48 v. H., den Gutsbezirken 24 v. H. des tatſächlichen Aufkommens 
der Einkommenſteuer überlaſſen. Sie haben aus dieſem Betrage die Koſten der Einziehung zu decken. 

(2) Den Gemeinden und Gutsbezirken werden Beträge nur inſoweit überlaſſen, als fie nach⸗ 
gewieſenermaßen Aufwendungen für kommunale Zwecke gemacht haben. Der Senat hat den Anteil der 
Gemeinden zu erhöhen, wenn den Gemeinden neue ſtaatliche Aufgaben übertragen werden, und zu 
ermäßigen, wenn neue Aufgaben durch den Staat von den Gemeinden übernommeu werden. 

(3) Weitere 2 v. H. des Aufkommens der Einkommenſteuer find zur Bildung eines Ausgleichs⸗ 
fonds zu verwenden, aus dem leiſtungsunfähigen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. 

() Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind nicht berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen⸗ 
ſteuer oder eine ihrem Weſen nach der Einkommenſteuer gleichartige Steuer zu erheben. 

8 48. 

(1) Für den Anſpruch der Gemeinden auf Beteiligung an der Einkommenſteuer find die Vor⸗ 
ſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 über die Steuerpflicht hinſichtlich der Gemeinde⸗ 
einkommenſteuer entſprechend anzuwenden. Bei der Konkurrenz mehrerer Gemeinden finden die Vorſchriften 
des Kommungalabgabengeſetzes über die Verteilung des gemeindeſteuerpflichtigen Einkommens entſprechende 
Anwendung. 

(2) Hinſichtlich der Verteilung der Anteile aus dem Aufkommen durch den Lohnabzug ($35 ff.) 
gilt, ohne Rückſicht auf die nachträglich eintretenden Wohnfik- oder Aufenthaltsänderungen, die Gemeinde 
als anſpruchsberechtigt, für deren Bezirk das Steuerbuch ausgeſtellt iſt oder auszuſtellen war. 


Beſteuerungsrecht der Religionsgeſellſchaften. 
§ 49. 
Die Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts find berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen⸗ 
ſteuer zu erheben. 5 5 
f Straf⸗, Übergaugs⸗ und Schluß vorſchriften. 
$ 50. 
Wer die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Steuer hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe im 
ein⸗ bis zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf 


Gefängnis erkannt werden. 
8 51. 


(]) Wer den Vorſchriften der 88 27, 3537 oder den auf Grund der 8$ 42 Abſatz 2 und 59 
getroffenen Beſtimmungen vorſätzlich zuwiderhandelt, wird mit einer Geldſtrafe bis zu 2000 Gulden 
oder mit Gefängnis beſtraft, ſoweit nicht nach anderweiten Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt 
iſt. Liegen mildernde Umſtände vor, ſo iſt auf Geldſtrafe bis zu 200 Gulden zu erkennen. f 

(2) Wer den im Abſatz 1 bezeichneten Vorſchriften oder Beſtimmungen fahrläſſig zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu 200 Gulden beſtraft. 

8 52. 

Wer Steuermarken in der Abſicht, daß fie als echt verwendet werden, fälſchlich anfertigt oder 

verfälſcht, oder wer ſich in dieſer Abſicht falſche Steuermarken dieſer Art verſchafft, wird mit Gefängnis 
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nicht unter drei Monaten beſtraft; ebenſo wird beſtraft, wer vorſätzlich falſche Steuermarken als echt 
verwendet, feilhält oder in Verkehr bringt. 
8 58. 

Wer vorſätzlich bereits verwendete Steuermarken als gültig wieder verwendet oder in der Abſicht, 
daß fie als gültig wieder verwendet werden, ſich verſchafft, feilhält oder in den Verkehr bringt, wird mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 1000, — Gulden beſtraft. 

§ 54. . 
Wer zum Zwecke der Fälſchung von Steuermarken 
1. Formen oder andere Gerätſchaften, die zur Ausführung einer Steuermarkenfälſchung 
dienen können, 
2. Papier, das einer zur Herſtellung von Steuermarken beſtimmten Papierart gleich oder 
zum Verwechſeln ähnlich iſt, 
anfertigt, ſich verſchafft, feilhält oder einem anderen überläßt, wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder 
mit Geldſtrafe bis zu 2000, — Gulden beſtraft. Den Formen oder Gerätſchaften ſtehen die mit ſolchen 
Formen oder Gerätſchaften hergeſtellten Abdrücke gleich. 
§ 55. 

Die falſchen, wieder verwendeten oder zur Wiederverwendung beſtimmten Steuermarken ſind 
einzuziehen, auch wenn ſie dem Täter nicht gehören. Das Gleiche gilt für die Formen, Gerätſchaften, 
Abdrücke und Papier der im 8 54 bezeichneten Art. 

5 § 56. 

Sind wegen Hinterziehung der Einkommenſteuer Strafen verwirkt, ſo werden ſie neben den in 

den §8 52 und 53 vorgeſehenen Strafen verhängt. 
57 

(1) Das Ergebnis der endgültigen Einkommenſteuerveranlagung für 1924 iſt im Laufe des 
Jahres 1925 an ſechs aufeinanderfolgenden Werktagen öffentlich zur Einſicht auszulegen. 

(2) Zur Einſicht find nur ſolche Perſonen befugt, die ein öffentliches Intereſſe nachweiſen. Die 
näheren Beſtimmungen über die Offenlegung trifft der Senat. 

8 58. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1925 in Kraft, ſoweit das Geſetz nicht etwas 
anderes beſtimmt. 
a 8 59. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 11. September 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. f Dr. Volkmann. 


72 Verorduung 
zur Durchführung der Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes vom 11. September 1925 

(Geſetzbl. S. 216) über den Steuerabzug vom Arbeitslohn. Vom 14. 9. 1925. 

Gemäß 8s 36, 51 des Einkommenſteuergeſetzes wird hinſichtlich der Durchführung des Steuer- 
abzugs vom Arbeitslohn folgendes beſtimmt: 

5 § 1. 

(1) Die neuen Ermäßigungen des $ 36 des Einkommenſteuergeſetzes finden erſtmalig Anwendung 
auf alle Lohnzahlungen, die für eine nach dem 31. Auguſt 1925 bewirkte Dienſtleiſtung gewährt werden 
ohne Rückſicht darauf, ob der Lohn vor oder nach dem 1. September 1925 ausgezahlt wird. 
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(2) Bei Lohnzahlungen für eine vor dem 1. September 1925 bewirkte Dienſtleiſtung ermäßigt 
ſich der geſetzliche Steuerabzug um die in Artikel I des Geſetzes betreffend Erhöhung der nach § 29 des 
Einkommenſteuergeſetzes vorgeſehenen Ermäßigungen vom 24. Oktober 1924 (Gef. Bl. S. 488) vorge⸗ 
ſchriebenen Sätze ohne Rückſicht darauf, ob der Lohn vor oder nach dem 1. September 1925 aus⸗ 
gezahlt wird. 

§ 2. 

(1) Entfällt eine Vergütung auf Dienſtleiſtungen, die zum Teil vor, zum Teil nach dem 
1. September 1925 bewirkt find, jo ift die Geſamtvergütung grundſätzlich zu zerlegen und der Steuer⸗ 
abzug für den auf die Zeit vor dem 1. September 1925 entfallenden Teil nach Maßgabe des § 1 Abſ. 2, 
für den auf die Zeit nach dem 1. September 1925 entfallenden Teil nach Maßgabe des § 1 Abſ. 1 
zu berechnen. 

(2) Die Zerlegung nach Abſ. 1 hat zu unterbleiben, wenn bei wöchentlicher Lohnzahlung der 
1. September 1925 inmitten oder am Ende einer Lohnwoche liegt. In dieſen Fällen iſt der Steuerabzug 
von der Geſamtvergütung der ÜUbergangswoche unter Zugrundelegung der alten Ermäßigungen vorzunehmen. 

(8) Iſt der Steuerabzug bei Tage- und Stundenlohnempfängern für die erſten Septembertage 
noch nach der alten Regelung vorgenommen, ſo findet eine Erſtattung nicht ſtatt. 

(1) Für die Empfänger von Vierteljahresgehältern erfolgt der Ausgleich für den Monat September 
bei der Zahlung des Gehalts für Oktober / Dezember 1925 nach näherer Anordnung des Landesſteueramtes. 
8 3. 

Die Höhe der gemäß 8 37 für mittelloſe Angehörige zu gewährenden Ermäßigung richtet ſich 
nach der Zahl der insgeſamt vorhandenen ermäßigungsberechtigten Kinder und mittelloſen Angehörigen 
des Steuerpflichtigen. Stehen dem Steuerpflichtigen Ermäßigungen für 2 minderjährige Kinder zu, ſo 
beträgt die Ermäßigung für den erſten vom Steuerpflichtigen allein unterſtützten mittelloſen Angehörigen 
monatlich 8 Gulden, für die zweite Perſon dieſer Art monatlich 12 Gulden. Stehen dem Steuer⸗ 
pflichtigen Ermäßigungen für drei minderjährige Kinder zu, ſo iſt ſchon für den erſten vom Steuer⸗ 
pflichtigen allein unterſtützten mittelloſen Angehörigen eine Ermäßigung von monatlich 12 Gulden zu gewähren. 

SA, 

Kommt bei Steuerpflichtigen, die ihr Gehalt vierteljährlich im voraus erhalten, eine Erhöhung 
nach § 41 Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes in Frage, ſo tritt die Anderung bereits mit dem erſten 
des auf die Stellung des Antrages folgenden Monats in Kraft. Die infolgedeſſen von dem geſamten 
Vierteljahresgehalt zuviel einbehaltenen Steuerbeträge ſind dem Steuerpflichtigen bei Genehmigung ſeines 
Antrages in bar zu erſtatten. 55 N 

Os : 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1925 in Kraft. 

Danzig, den 14. September 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Volkmann. 


73 Verordnung 
zur Durchführung des Geſetzes über Anderung der Berechnung der Renten 
aus der Invalidenverſicherung. Vom 8. 9. 1925. 

Auf Grund des Artikels 4 des Geſetzes über Anderung der Berechnung der Renten aus der 
Invalidenverſicherung vom 27. 8. 1925 (Geſetzbl. S. 210) wird hiermit folgendes verordnet: 
8 1. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Invalidenverſicherung hat die Steigerungsbeträge für die 
am 1. April 1925 laufenden Invaliden⸗, Alters- und Krankenrenten von Amts wegen mit größter 
Beſchleunigung anzuweiſen. 
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8 2. 


Die Landesverſicherungsanſtalt für Invalidenverſicherung hat den Berechtigten die Höhe der 

neuen Renten mitzuteilen. Gegen dieſe Mitteilung findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 
i § 3. 

Soweit die Verteilung der gültig entrichteten Beiträge auf die Lohnklaſſen nicht mehr feſtzuſtellen 
iſt, gilt für jede Beitragsmarke ein einheitlicher Steigerungsbetrag von 6 Pfennigen. Weiſt der 
Berechtigte bis zum 31. Dezember 1925 die Verteilung der Beiträge auf die Lohnklaſſen nach, ſo iſt der 
Steigerungsbetrag gemäß 8 1289 der Reichsverſicherungsordnung in der neuen Faſſung des Geſetzes 
vom 27. 8. 1925 (Geſetzbl. S. 210) zu berechnen, wenn dies für den Berechtigten günſtiger iſt. 

Das Landesverſicherungsamt kann weitere Ausführungsvorſchriften zur Durchführung des 
Geſetzes erlaſſen. 


Danzig, den 8. September 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 
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